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Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
betr. Außenpolitik der Bundesregierung 

— Drucksache VI/ 1638 — 


Die Bundesregierung beantwortet die Große Anfrage 
der Fraktionen der SPD, FDP wie folgt; 

Die Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
ist für die Bundesregierung ein willkommener An- 
laß, nach einem Jahr außenpolitischer Tätigkeit dem 
Deutschen Bundestag und der deutschen Öffentlich- 
keit umfassend Rechenschaft geben zu können. 
Gleichzeitig wird die Bundesregierung im Bericht zur 
Lage der Nation ihre Bemühungen um eine Ver- 
besserung der innerdeutschen Beziehungen und die 
damit im Zusammenhang stehenden Fragen dar- 
legen. 

Die Bundesregierung hat wiederholt betont, 

— daß das gesicherte und solide Freundschaftsver- 
hältnis zu ihren westlichen Partnern, das in der 
Allianz und in der Europäischen Gemeinschaft 
zum Ausdruck kommt, Grundlage ihrer Außen- 
politik ist, 

— daß sie die Bindungen und die Zusammenarbeit 
mit den Völkern und Staaten im Westen weiter 
vertiefen will, 

- — daß sie auch im Interesse unserer Landsleute 
im anderen Teil Deutschlands an einer Ver- 
besserung der Beziehungen mit Osteuropa, an 
Verständigung und Ausgleich, interessiert ist, 

— daß sie der wachsenden Verpflichtung der Bundes- 
republik und Europas gegenüber den Problemen 
der Dritten Welt Rechnung zu tragen bereit ist. 

„Kontinuität und Erneuerung" standen als Leitworte 
über der Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
vor dem Deutschen Bundestag vom 28. Oktober 1969. 
Diese Leitworte gelten fort. Die Bundesregierung 
will damit bewährte Traditionen fortentwickeln und 
gleichzeitig den Forderungen einer sich rasch wan- 
delnden Welt gerecht werden. 

Die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 
ist auf lange Sicht angelegt. Dabei ist sich die Bun- 
desregierung der Verpflichtung bewußt, jede sich 
bietende Möglichkeit zur Sicherung des Friedens zu 
nutzen. 

Die Einzelfragen werden wie folgt beantwortet: 
Frage 1 

In welchem Umfang ist es gelungen, die auf der 
Haager Gipfelkonferenz beschlossene Vertiefung 
und Erweiterung der Europäischen Gemeinschaf- 
ten mit einer zunehmenden politischen Zusam- 
menarbeit der Staaten Westeuropas zu ver- 
binden? 


Antwort 

Das langfristige Ziel der auf der Haager Gipfelkonfe- 
renz gefaßten Beschlüsse ist die politische Einigung 
Europas. 

Die unmittelbaren Aufgaben, die von den Staats- 
und Regierungschefs in Den Haag für die Arbeit in 
den Gemeinschaften gestellt wurden, sind im Jahre 
1970 in erfreulichem Umfang erfüllt worden: 

— Der Rat faßte den Beschluß über die Schaffung 
eigener Einnahmen der EG; der Beschluß trat 
nach Ratifikation durch die Mitgliedsländer mit 
Wirkung vom 1. Januar 1971 in Kraft. 

— Die in den Gemeinschaftsverträgen enthaltene 
Regelung der Haushaltsbefugnisse des Euro- 
päischen Parlaments wurde durch Vertragsände- 
rung verbessert; diese Änderung trat nach Zu- 
stimmung durch die nationalen Parlamente am 
1. Januar 1971 in Kraft. 

— Mit Dänemark, Großbritannien, Irland und Nor- 
wegen wurden die Erweiterungsverhandlungen 
aufgenommen. Gespräche über die Regelung des 
Verhältnisses zu den nicht beitretenden EFTA- 
Ländern haben begonnen, 

— Der Rat einigte sich auf die neuen Aufgaben des 
Europäischen Sozialfonds und gab damit den 
Weg frei, ihn zu einem dynamischen Instrument 
einer zukunftsorientierten europäischen Beschäf- 
tigungspolitik auszugestalten. 

— Der Rat beschloß die Verordnung über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik. 

— Die Umstrukturierung der Gemeinsamen For- 
schungsstelle von Euratom wurde beschlossen; 
damit ist auch im Euratom-Bereich ein wichtiger 
Fortschritt erzielt worden. 

— Der Rat beschloß weitere Marktordnungen für 
Wein, Tabak, Fische und Spinnfasern. 

Damit ist folgendes erreicht: 

Die Vollendung des Gemeinsamen Marktes durch 
Abschluß der Ubergangsphase ist vollzogen; die 
Verhandlungen über die Erweiterung der Gemein- 
schaft sind früher als erwartet über das Stadium der 
bloßen Tatsachenfeststellung hinausgediehen und 
inzwischen gut vorangekommen. 

Der weiteren Vertiefung der Gemeinschaft dient ins- 
besondere die geplante Wirtschafts- und Währungs- 
union. Zwar konnte das zunächst gesetzte Ziel — - 
Beginn der ersten Phase bereits am 1. Januar 1971 — 
nicht erreicht werden. Mit dem Werner-Bericht sind 
jedoch wesentliche Vorarbeiten geleistet; über viele 
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Einzelfragen wurde im Ministerrat der EG weit- 
gehend Einigung erzielt. Das Ziel bleibt, den Stufen- 
plan zur Verwirklichung einer Wirtschafts- und 
Währungsunion in diesem Jahrzehnt sobald wie 
möglich in Kraft zu setzen. Es gilt auch hier, im all- 
seitigen Interesse das große Potential der Euro- 
päischen Gemeinschaften optimal auszuschöpfen und 
dadurch das Zusammenwachsen Europas zu fördern. 

Hand in Hand mit diesen Bemühungen geht der Aus- 
bau der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten, die 
für das Gebiet der Außenpolitik im Haag beschlos- 
sen wurde. Die Bundesregierung mißt ihr eine für 
die europäische Zukunft entscheidende Bedeutung 
bei. Ein Mechanismus qualifizierter außenpolitischer 
Konsultationen, an dem die vier Beitrittskandidaten 
beteiligt werden, ist inzwischen geschaffen worden. 

Im Lichte der Bemühungen um eine vertiefte Zu- 
sammenarbeit hat die Bundesregierung in ihrem 
Memorandum vom 18. November 1970 den übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
Konsultationen vor Beginn jeder neuen internatio- 
nalen technologischen Zusammenarbeit und vor 
allen Verhandlungen in internationalen Organisa- 
tionen oder Gremien vorgeschlagen, sofern funda- 
mentale Fragen der Wissenschaftspolitik berührt 
sind. Ziel dieser Kosultationen ist es, von der In- 
formation zur Diskussion über die gemeinsamen 
Zielsetzungen zu gelangen und sobald wie möglich 
zur verbindlichen Koordination der Haltungen zu 
kommen. 

Die zunkunftsweisenden Beschlüsse der Konferenz 
von Den Haag werden somit Schritt für Schritt ver- 
wirklicht. Das gegenseitige Vertrauen ist gefestigt. 
Die europäische Solidarität ist neu belebt. Klare Per- 
spektiven für die europäische Politik der 70er Jahre 
wurden entwickelt. Gestützt auf die institutionell ge- 
sicherte Ordnung der Europäischen Gemeinschaft ist 
es ein vorrangiges Ziel europäischer Politik, die Zu- 
sammenarbeit auszubauen und das Bewußtsein ge- 
meinsamer Interessen zu vertiefen. 

Mit der Stärkung und Unterstützung dieser Zusam- 
menarbeit in Westeuropa setzt die Bundesregierung 
eine Politik fort, die seit Bestehen der Bundesrepu- 
blik von der überwiegenden Mehrheit der Bevölke- 
rung bejaht wird. Wenn durch diese internationale 
Zusammenarbeit eine wachsende Zahl von Völkern 
am Wohlstand teilhat, verbessern sich die Aus- 
sichten für eine friedliche Welt. 


Frage 2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die be- 
stehende politische Zusammenarbeit der Staaten 
der Europäischen Gemeinschaften und die poli- 
tische Partnerschaft in der NATO? 

Antwort 

1. Zusammenarbeit in der EG 

Die Bundesregierung sieht die bestehende außen- 
politische Zusammenarbeit der Staaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften noch nicht als ausreichend 


an. Durch die außenpolitischen Konsultationen der 
Sechs ist immerhin ein erfolgversprechender prak- 
tischer Anfang gemacht. 

Die Entwicklung der europäischen Einigung hatte 
lange darunter gelitten, daß einer wirtschaftlichen 
Integration nichts Gleichwertiges auf dem politi- 
schen Gebiet entsprach. Die Gipfelkonferenz von 
Den Haag am 1. und 2. Dezember 1969 brachte hier 
einen wesentlichen Fortschritt. Die Außenminister 
der sechs EG-Staaten wurden mit der Prüfung der 
Frage beauftragt, „wie, in der Perspektive der Er- 
weiterung" der Europäischen Gemeinschaften, „am 
besten Fortschritte auf dem Gebiet der politischen 
Einigung erzielt werden können". Mit dem fristge- 
recht in Luxemburg verabschiedeten „Bericht der 
Außenminister an die Staats- bzw. Regierungschefs 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten" vom 27. Oktober 1970 wurde diese außenpoliti- 
sche Zusammenarbeit in Gang gesetzt; eine Art 
„Stufenplan" für die politische Einigung Europas de- 
finiert die erste Etappe dieser Einigung. Eine Über- 
prüfung des Erreichten soll spätestens nach zwei 
Jahren stattfinden. 

Inzwischen haben in gutem Einvernehmen die erste 
Konsultation der Außenminister der Sechs am 
19. November 1970 in München und der erste Mei- 
nungsaustausch zu Zehnt, d. h. der Sechs und der 
vier Beitrittswilligen, am 2. Dezember in Brüssel 
stattgefunden. Das Europäische Parlament und die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften wer- 
den an dieser Zusammenarbeit wirksam beteiligt. 

Die außenpolitische Zusammenarbeit der Sechs sieht 
einen mehrstufigen Konsultationsmechanismus vor. 
Auf eine ausdrückliche Institutionalisierung wird zu- 
nächst verzichtet. Ansätze hierzu bieten jedoch das 
Politische Komitee, ferner die Bestimmung, daß 
jedes beteiligte Außenministerium einen Gesprächs- 
partner für die Zusammenarbeit benennt. Diese Ge- 
sprächspartner stehen im engen direkten Kontakt. 
Das Politische Komitee ist bereits mehrfach zusam- 
mengetreten. Bei diesen Treffen hat sich gezeigt, 
daß alle Beteiligten zu konstruktiver Zusammen- 
arbeit entschlossen sind. 

Inzwischen ist auch die im Bericht vorgesehene stän- 
dige Routine-Zusammenarbeit der sechs Außenmini- 
sterien eingeleitet worden. Die Unterrichtung über 
wichtige außenpolitische Ereignisse erfolgt nicht nur 
bilateral. Die Vertreter der Botschaften der anderen 
fünf EG-Länder am Ort werden jeweils gemein- 
schaftlich unterrichtet. 

über die Bestimmungen des Berichts hinaus haben 
die Außenminister die außenpolitische Zusammen- 
arbeit intensiviert. Die diplomatischen Vertretungen 
der sechs EG-Staaten in Drittländern und bei inter- 
nationalen Organisationen sind mit einer identischen 
Weisung versehen worden, die das Verfahren für 
eine enge Zusammenarbeit auf diplomatischer Ebene 
regelt. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß mit dem 
neuen Modus der Zusammenarbeit erfolgverspre- 
chende Erfahrungen gemacht wurden. Der Bericht 
von Luxemburg ist ein wichtiger Schritt auf dem be- 
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schwerlichen Wege zu einer umfassenden Einigung 
Europas — einem Europa, das, wie es im Haager 
Kommunique heißt, „seine Verantwortung in der 
Welt von morgen übernehmen und einen Beitrag 
leisten kann, der seiner Tradition und seiner Auf- 
gabe entspricht". Dieser Entwicklungsprozeß, dessen 
Tempo naturgemäß nicht durch den deutschen Part- 
ner allein bestimmt wird, soll nach Auffassung der 
Bundesregierung in eine gemeinsame europäische 
Politik einmünden. 

11. Zusammenarbeit in der NATO 

Die politische Partnerschaft in der NATO ist eine 
wesentliche Grundlage unserer Außen- und Sicher- 
heitspolitik. Die Bundesregierung weiß, daß sie ihre 
Politik der Verständigung und Friedenssicherung 
nur dann erfolgreich führen kann, wenn sie sich auf 
die Solidarität ihrer Verbündeten in der Allianz 
stützen kann und ihre Politik in die gemeinsamen 
Bemühungen der Verbündeten um Entspannung in 
Europa eingebettet bleibt. 

Die Atlantische Allianz beruht auf der Gemeinsam- 
keit der Sicherheitsinteressen ihrer Mitglieder. Stän- 
diges und gemeinsames Bemühen der Mitglieder der 
Allianz um die Aufrechterhaltung ihrer Verteidi- 
gungsfähigkeit sind notwendig, um die Sicherheit 
zu gewährleisten. Ein stabiles politisches und mili- 
tärisches Kräfteverhältnis in Europa ist gleichzei- 
tig Voraussetzung einer erfolgversprechenden Poli- 
tik der Verständigung und Entspannung in Europa. 

In Übereinstimmung mit dem von der Ministerkon- 
ferenz der NATO im Dezember 1967 angenomme- 
nen Bericht über die künftigen Aufgaben der Al- 
lianz, dem sogenannten Harmel-Bericht, dienen die 
Bemühungen der Allianz um die Überwindung der 
Ost-West-Gegensätze und die Erhaltung der Ver- 
teidigungsfähigkeit dem gleichen Ziel der Sicherung 
des Friedens in Europa. Auf beiden Gebieten, die 
einander ergänzen, war die Zusammenarbeit in der 
Allianz im vergangenen Jahr eng und fruchtbar. 

Die politische Partnerschaft in der NATO ist leben- 
dig und wirksam. Sie sichert ein vertrauensvolles 
Verhältnis der Bündnispartner und ermöglicht eine 
eingehende und fortgesetzte Abstimmung in allen 
wichtigen politischen Fragen. Dies gilt besonders 
für die Probleme des Ost-West-Verhältnisses. Die 
Verbündeten sind sich einig, daß jeder Bündnispart- 
ner an der Förderung besserer Beziehungen zur 
Sowjetunion und den osteuropäischen Staaten mit- 
wirken soll. In diesem Sinne verfolgen die NATO- 
Partner eine aktive Politik der Entspannung. 

Sie findet ihren Ausdruck in den Initiativen zu 
einem Abbau der militärischen Konfrontation in 
Europa, welche auf Grund intensiver gemeinsamer 
Studien vorbereitet werden. Die Ministerkonferenz 
der NATO hat am 27. Mai 1970 eine Erklärung be- 
schlossen, in der alle interessierten Staaten aufge- 
fordert werden, exploratorische Gespräche über bei- 
derseitige und ausgewogene Truppenverminderun- 
gen in Europa unter besonderer Berücksichtigung 
Mitteleuropas aufzunehmen. Damit hat sich die Al- 
lianz die von der Bundesregierung seit langem ver- 
tretene Auffassung zu eigen gemacht, daß es an der 


Zeit ist, die Verminderung der militärischen Kon- 
frontation in den Ost-West-Dialog einzuführen. 

Dazu zählt auch der wichtige Bereich der strategi- 
schen Rüstungsbegrenzung, über den die Vereinig- 
ten Staaten und die Sowjetunion seit Ende 1969 
verhandeln. Das enge und vertrauensvolle Verhält- 
nis im Bündnis gestattet es den Vereinigten Staaten, 
diese vitale Frage eingehend mit ihren Verbünde- 
ten zu beraten und ihnen damit Gelegenheit zu 
geben, ihre Interessen angemessen zur Geltung zu 
bringen. 

Die Verbündeten prüfen ferner die Möglichkeiten 
einer sorgfältig vorbereiteten und erfolgverspre- 
chenden Konferenz über die Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa, die neben Fortschritten in der 
Frage des Abbaus der militärischen Konfrontation 
die Zusammenarbeit zwischen Ost und West auf 
wirtschaftlichem, wissenschaftlichem und kulturel- 
lem Gebiet fördern soll. 

Ein weiteres bedeutsames Ergebnis der engen Zu- 
sammenarbeit der NATO-Partner war die Verab- 
schiedung der Studie über die Sicherheit der Allianz 
in den 70er Jahren durch die Verteidigungsminister 
der NATO am 2. Dezember 1970. Sie ist das Ergeb- 
nis einer gründlichen Analyse der für die Vertei- 
digungsfähigkeit der Allianz maßgeblichen Fakto- 
ren, die auf Anregung von Präsident Nixon unter- 
nommen worden ist. Die gemeinsam erarbeiteten 
Schlußfolgerungen sind ein Zeichen für den Willen 
der Allianzpartner, auch in den kommenden Jahren 
das Nötige dafür zu tun, damit ein stabiles politi- 
sches und militärisches Kräfteverhältnis in Europa 
den Frieden auf unserem Kontinent sicherer macht. 
Ein bedeutsamer Beitrag dazu ist die Zusicherung 
Präsident Nixons in seiner Botschaft an die Mini- 
sterkonferenz in Brüssel vom 3. Dezember 1970, 
daß die Vereinigten Staaten bei entsprechendem 
Verhalten der übrigen Bündnispartner ihre Streit- 
I kräfte in Europa beibehalten und verbessern und 
i sie nur im Rahmen beiderseitiger Maßnahmen auf 
I östlicher wie auf westlicher Seite verringern wür- 

I den. 

i 

I Die europäischen Mitglieder der NATO haben ihre 
I Zusammenarbeit verstärkt; sie tragen dadurch ihrer 
wachsenden Verantwortung für die gemeinsame 
Sicherheit Rechnung. Der Beschluß über die Errich- 
tung eines europäischen Verteidigungsverstärkungs- 
programms vom 2. Dezember 1970 ist ein wichtiger 
Schritt auf diesem Weg. 

I Die Partnerschaft in der NATO hat zu einer solida- 
I rischen Haltung der Verbündeten in allen wesent- 
] liehen Punkten geführt. Die Kommuniques der 
I zwei Ministersitzungen der NATO im vergangenen 
I Jahr machen dies deutlich. Die Bundesregierung hat 
' in allen Bereichen der Zusammenarbeit wesentliche 
Beiträge erbracht. Sie wird auch in Zukunft daran 
mitarbeiten, die Partnerschaft in der NATO zu er- 
I halten und die sehr befriedigenden Ergebnisse der 
! Zusammenarbeit der Allianz weiterzuentwickeln. 

Frage 3 

Wie beurteilen unsere westlichen Verbündeten 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaften, des 
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Europarates, der NATO und der WEU, sowie in 
ihren Stellungnahmen auf nationaler Ebene, 
Zielsetzung, Weg und bisherige Ergebnisse 
unserer Deutschland- und Ostpolitik? 


Antwort 

L 

In allen multilateralen Konferenzen, den Minister- 
konferenzen der Europäischen Gremien, der NATO 
und der WEU im Jahre 1970 kam klar zum Aus- 
druck, daß die Bundesregierung sich in der Ziel- 
setzung, auf dem Weg und bei den bisherigen Er- 
gebnissen ihrer Deutschland- und Ostpolitik auf das 
Vertrauen ihrer Verbündeten stützen kann. 

Im Brüsseler Kommunique der NATO haben sich die 
Minister am 4. Dezember 1970 einstimmig wie folgt 
geäußert: 

„Die Minister nahmen die Unterzeichnung des 
Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Sowjetunion am 12. August 1970 und 
die Paraphierung des Vertrags zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen am 18. November 1970 mit Befriedigung zur 
Kenntnis. Sie begrüßen diese Verträge als Bei- 
träge zur Minderung der Spannungen in Europa 
und als wichtige Elemente des modus vivendi, 
den die Bundesrepublik Deutschland mit ihren 
östlichen Nachbarn hersteilen will. Die Minister 
nahmen zur Kenntnis, daß im Zusammenhang mit 
den Verträgen klargestellt und im Notenwechsel 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Drei Mächten festgehalten wurde, daß die 
Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte 
für Berlin und Deutschland als Ganzes bis zu einer 
Friedensregelung, die auf der freien Entscheidung 
des deutschen Volkes und auf den Interessen der 
europäischen Sicherheit beruhen würde, unberührt 
bleiben. Die Minister begrüßten den Beginn eines 
Meinungsaustausches zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der DDR und brachten die 
Hoffnung zum Ausdruck, daß dieser Meinungs- 
austausch den Boden für echte Verhandlungen 
zwischen beiden Seiten vorbereitet. Die Minister 
befaßten sich ebenfalls mit dem Fortgang der Vier- 
Mächte-Gespräche in Berlin." 

Der Bundesaußenminister hat am 16. September 1970 
im Europäischen Parlament die Deutschland- und 
Ostpolitik der Bundesregierung und ihre Verzahnung 
mit der europäischen Integrationspolitik aus- 
führlich dargelegt. Das Echo auf diese Ausführungen 
war durchweg positiv. Insbesondere wurde die Ver- 
sicherung der Bundesregierung begrüßt, daß die Ost- 
politik nicht etwa als Alternative zur Integrations- 
politik gedacht sei, sondern auf der Basis der Zu- 
sammenarbeit mit unseren Partnern der deutsche 
Beitrag zur Entspannungspolitik ist. 

Die Versammlung des Europarates hat in Ziffer 5 
der Empfehlung Nr. 614 ausdrücklich die „konstruk- 
tive neue Politik" der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber Osteuropa als „wichtigen Beitrag zur 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa" begrüßt. 


II. 

Auch auf bilateraler Ebene haben unsere Verbünde- 
ten die Ziele, Methoden und bisherigen Ergebnisse 
unserer Deutschland- und Ostpolitik voll gebilligt. 

Für die USA haben sowohl Außenminister Rogers 
als auch der Sicherheitsberater des Präsidenten, 
Kissinger, wiederholt klargestellt, daß die Regierung 
Nixon die Ostpolitik der Bundesregierung unter- 
stützt. Der Sprecher des amerikanischen Außen- 
ministeriums bezeichnete am 11. Dezember 1970 die 
Bemühungen der Bundesregierung um Normalisie- 
rung der Beziehungen zu Osteuropa als eine Ergän- 
zung des amerikanischen Strebens nach einer Ver- 
besserung der internationalen Lage. Gelegentliche 
anderslautende Äußerungen aus der amerikanischen 
Öffentlichkeit spiegeln die Auffassung der Regie- 
rung in Washington nicht wider. Sie sind Ausdruck 
der Existenz vielfältiger politischer Standpunkte, 
die nicht nur in der amerikanischen Demokratie 
spürbar sind und die schon zu den Zeiten, als die 
Bundesregierung von der jetzigen Opposition ge- 
trcigen wurde, die Spannweite und Lebendigkeit der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen mit charakte- 
risiert haben. Auch solche Vorgänge zeigen im übri- 
gen, daß das deutsch-amerikanische Verhältnis von 
einer Offenheit getragen wird, wie sie unter Freun- 
den üblich ist. 

Beispielhaft für die positive Reaktion unserer Ver- 
bündeten sind ferner Stellungnahmen des britischen 
und des französischen Außenministers. 

Für die britische Regierung erklärte Außenminister 
Douglas-Home im Unterhaus am 9. Dezember 1970, 
wie die deutsch-französische Aussöhnung Grund- 
lagen für die Zusammenarbeit in Westeuropa gelegt 
habe, so könne die Aussöhnung zwischen Deutsch- 
land und den Ländern des Warschauer Paktes die 
Grundlage für neue und stabilere Beziehungen zwi- 
schen West- und Osteuropa bilden. 

Sinngemäß äußerte sich Außenminister Schumann 
am 5. November in einer Rede vor der französischen 
Nationalversammlung: die französische Regierung 
könne die deutsche Osteuropapolitik aus ihrem Ge- 
samtzusammenhang heraus nur voll bejahen. 

Unsere Verbündeten sind wie wir der Ansicht, daß 
wir das Begonnene fortsetzen sollten. Ein Fehl- 
schlag unserer Bemühungen um Verständigung mit 
Osteuropa würde von unseren Freunden mit Sicher- 
heit nicht nur bedauert, sondern als Rückschlag für 
die gemeinsamen Anstrengungen um die Gewähr- 
leistung von Frieden und fortschreitender Entspan- 
nung in Europa angesehen werden. Gerade deshalb 
richtet sich das Hauptaugenmerk unserer Verbün- 
deten heute besonders auf Berlin und die Bereit- 
schaft der anderen Seite, hier zu einer befriedigen- 
den Regelung beizutragen. 


Frage 4 

Wie hat die Bundesregierung sichergestellt, daß 
ihre Ostpolitik in jeder Phase mit dem Vorgehen 
unserer Verbündeten auf den übrigen Ebenen 
des Ost-West-Dialogs abgestimmt ist? 
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Antwort 

Die Bundesregierung stimmt ihre Ost- und Deutsch- 
land-Politik mit ihren Verbündeten auf mehreren 
Ebenen regelmäßig ab: durch direkten Meinungs- 
austausch der Regierungschefs, auf dem klassischen 
Weg durch Vermittlung der Botschaften in Bonn 
und in den Hauptstädten unserer Verbündeten, 
durch spezielle bilaterale und multilaterale Konsul- 
tationen der Außenminister sowie der Politischen 
Abteilungen der Außenministerien und vor allem 
im Ständigen Rat der NATO in Brüssel. 

Die Konsultationen der Bundesregierung mit den 
Drei Mächten, die in der Deutschland- und Berlin- 
Frage besondere Verantwortlichkeiten tragen, sind 
so intensiv wie nur irgend möglich. Jeder Schritt, der 
diesen Bereich berührt, wird in einem speziellen 
Organ, der Bonner Vierergruppe, eingehend beraten. 
Die Vierergruppe, die sich aus Vertretern des Aus- 
wärtigen Amtes und der Bonner Botschaften der Drei 
Mächte zusammensetzt, ist während der regen politi- 
schen Tätigkeit des vergangenen Jahres fast täglich 
zusammengetreten. Außerdem treffen sich der Staats- 
sekretär des Auswärtigen Amtes und die Botschafter 
der Drei Mächte zusätzlich jeden Monat, um die 
laufenden Angelegenheiten der Deutschland- und 
Berlin-Frage umfassend zu erörtern. Am Vorabend 
der halbjährlichen NATO-Ministerratstagungen be- 
gegnen sich die Außenminister der Bundesrepublik 
und der Drei Mächte regelmäßig zur Behandlung der 
anstehenden Fragen der Deutschland- und Berlin- 
Politik. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hatte unmittel- 
bar vor seinen Moskauer Verhandlungen einen Mei- 
nungsaustausch mit den Außenministern der Drei 
Mächte. Der Bundeskanzler hat die Staats- bzw. 
Regierungschefs der Drei Westmächte unmittelbar 
nach Unterzeichnung der Verträge mit der UdSSR 
und mit der Volksrepublik Polen in Briefen über 
die Bedeutung der Vertragswerke und die Ergeb- 
nisse der Besprechungen unterrichtet. 

Durch Fortsetzung dieser engen Konsultation wird 
auch weiterhin sichergestellt werden, daß die Ost- 
politik der Bundesregierung in jeder Phase mit der 
gemeinsamen Friedenspolitik des Westens in Über- 
einstimmung und mit dem Vorgehen unserer Ver- 
bündeten auf den übrigen Ebenen des Ost-West- 
Dialogs abgestimmt ist. 


Frage 5 

Welche Auswirkungen hat unsere Deutschland- 
und Ostpolitik auf die westeuropäische Integra- 
tion, auf die NATO und auf unsere internatio- 
nale Position, insbesondere in den überregiona- 
len Organisationen? 


Antwort 

Für die Bundesregierung sind die Deutschland- und 
Ostpolitik, die Europa- und Bündnispolitik und die 
Politik gegenüber der Dritten Welt Teile eines 
politischen Konzepts. Die Haager Gipfelkonferenz 


der „Sechs'', die die westeuropäische Zusammen- 
arbeit entscheidend gefördert hat, fand im gleichen 
Zeitraum statt wie der Beginn der Gespräche in 
Moskau. Die erste politische Diskussion der „Sechs" 
in München (November 1970) lag zwischen der 
Unterzeichnung der Verträge von Moskau und 
Warschau. Das Bemühen der Bundesregierung, ihr 
Verhältnis zu den osteuropäischen Staaten zu berei- 
nigen, ist Teil einer von allen Bundesgenossen 
einmütig verfolgten Friedens- und Entspannungs- 
politik und geht Hand in Hand mit dem Streben 
nach einer engeren politischen Zusammenarbeit im 
Westen und einer Verbesserung unserer Zusam- 
menarbeit mit der Dritten Welt und unserer Stel- 
lung in internationalen Organisationen. 

Im einzelnen: 

I. In der Frage der westeuropäischen Integration 
hat die Bundesregierung im Verlauf ihrer inten- 
siven Kontakte mit osteuropäischen Regierungen 
keinen Zweifel gelassen, daß ihre Bemühungen 
um Normalisierung des Verhältnisses zum Osten 
die mit den Verträgen von Paris und Rom ein- 
geleitete europäische Einigung nicht nur nicht 
beeinträchtigen dürfen, sondern nur auf der 
Grundlage eines in sich gefestigten und einigen 
Westeuropas möglich sind. Vorbehalte uns ge- 
genüber sind zwangsläufig auch Vorbehalte ge- 
genüber den Europäischen Gemeinschaften. Vor- 
behalte gegenüber den Gemeinschaften sind Vor- 
behalte uns gegenüber. 

Die Bundesregierung hat, wo immer möglich, 
um Verständnis für das Einigungswerk gewor- 
ben. Sie hat den Eindruck gewonnen, daß die 
osteuropäischen Gesprächspartner schon heute 
zu einer realistischeren Bewertung der Gemein- 
schaften gelangt sind, auch wenn sie das nach 
außen nicht erkennen lassen. Ihnen ist jedenfalls 
bewußt, daß unsere Politik unlösbar mit der 
unserer Partner im Westen verbunden ist. 

II. Die Bundesregierung versteht ihre Deutschland- 
und Ostpolitik als Teil der Bemühungen der 
Allianzpartner um eine Politik der Entspannung 
in Europa. Sie ist sich bewußt, daß eine Entspan- 
nungspolitk, die u. a. dem Ziel der Sicherheit 
aller europäischen Staaten dient, eine Fortset- 
zung der Bemühungen um Sicherheit durch Fort- 
führung der Verteidigungsbemühungen erfor- 
dert. Diese Politik entspricht der Konzeption 
des sog. Harmel-Berichts, der von den NATO- 
Außenministern im Dezember 1967 angenom- 
men wurde. Der Bericht legt fest, daß „detente" 
und „defense" einander ergänzen müssen, um 
den Frieden in Europa zu sichern. 

Der Bericht definiert die beiden Funktionen der 
Allianz wie folgt: 

„Die erste besteht darin, eine ausreichende 
militärische Stärke und politische Solidarität 
aufrechtzuerhalten, um gegenüber Aggression 
und anderen Formen von Druckanwendung 
abschreckend zu wirken . . . Die Bündnispart- 
ner werden zur Sicherung des Gleichgewichts 
der Streitkräfte das erforderliche militärische 
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Potential aufrechterhalten und dadurch ein 
Klima der Stabilität, der Sicherheit und des 
Vertrauens schaffen. 

In diesem Klima kann die Allianz ihre zweite 
Funktion erfüllen: die weitere Suche nach 
Fortschritten in Richtung auf dauerhaftere Be- 
ziehungen, mit deren Hilfe die grundlegenden 
politischen Fragen gelöst werden können. Mili- 
tärische Sicherheit und eine Politik der Ent- 
spannung stellen keinen Widerspruch, son- 
dern eine gegenseitige Ergänzung dar. Die kol- 
lektive Verteidigung ist ein stabilisierender 
Faktor in der Weltpolitik. Sie bildet die not- 
wendige Voraussetzung für eine wirksame, 
auf größere Entspannung gerichtete Politik. 
Der Weg zu Frieden und Stabilität in Europa 
beruht vor allem auf dem konstruktiven Ein- 
satz der Allianz im Interesse der Entspannung. 
Die Beteiligung der UdSSR und der Vereinig- , 
ten Staaten wird zur wirksamen Lösung der | 
politischen Probleme Europas erforderlich 
sein." 

Die Politik der Bundesregierung ist also nicht i 
nur deutsche Politik; sie fügt sich in die Politik 
der Allianz ein. Der deutsche Beitrag zur Reali- 
lisierung der gemeinsamen Konzeption dient 
damit der Stärkung der Solidarität und des Zu- 
sammenhalts des Bündnisses. 

Gleichzeitig bemüht sich die Bundesregierung 
um die Erhaltung der Verteidigungsfähigkeit 
der Allianz. Die wichtigen Beschlüsse der letzten 
Ministersitzungen der NATO in Rom und Brüs- 
sel auf diesem Gebiet sind ein Beweis für den , 
Erfolg dieser Politik. Dies gilt für die Erklärung 
der Ministerkonferenz in Rom über beiderseitige 
ausgewogene Truppenverminderungen ebenso 
wie für die in Brüssel beschlossene Erklärung 
über die Sicherheit der Allianz in den 70er Jahren 
und die Entscheidung der amerikanischen Regie- 
rung, die militärische Präsenz der Vereinigten 
Staaten in Europa nicht einseitig zu vermindern. 
Dies gilt vor allem für das am 2. Dezember in | 
Brüssel beschlossene Europäische Programm zur [ 
Stärkung der NATO-Verteidigung, das nicht zu- ' 
letzt durch einen erheblichen Beitrag der Bun- ' 
desrepublik Deutschland ermöglicht wird. ; 

III. Die internationale Stellung der Bundesrepublik ; 
Deutschland ist durch ihre aktive Außenpolitik 
sowie durch ihren erklärten Willen zum Frieden 
und zum Ausgleich gestärkt worden. Unsere | 
Deutschland- und Osteuropapolitik hat in vielen j 
Fällen zu einem neuen Verständnis für die deut- ! 
sehen Fragen geführt. Wie die Entwicklung des i 
vergangenen Jahres zeigt, hat die aktive ^ 
Deutschland- und Ostpolitik der Bundesregie- ' 
rung das Ansehen der Bundesrepublik Deutsch- : 
land in den Spezialorganisationen der Vereinten 
Nationen und anderen Organisationen gestärkt. 
Sie hat das Verständnis für unseren Standpunkt 
gefördert, wonach zunächst eine Regelung der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR erforderlich ist, bevor 
wir im internationalen Bereich ein friedliches und 
konstruktives Nebeneinander der beiden deut- 
schen Staaten ins Auge fassen können. 


Frage 6 

Welchen Stellenwert gibt die Bundesregierung 
in ihrer Außenpolitik, sowohl nach Westen als 
auch nach Osten, der Forderung des Grund- 
gesetzes nach freier Selbstbestimmung unseres 
Volkes? Wie sind in diesem Zusammenhang die 
mit der Sowjetunion und Polen abgeschlossenen 
Verträge zu bewerten? 


Antwort 

In ihrer Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
hat die Bundesregierung festgestellt: 

„Diese Regierung geht davon aus, daß die Fragen, 
die sich für das deutsche Volk aus dem Zweiten 
Weltkrieg und aus dem nationalen Verrat durch 
das Hitlerregime ergeben haben, abschließend 
nur in einer europäischen Friedensordnung beant- 
wortet werden können. Niemand kann uns jedoch 
ausreden, daß die Deutschen ein Recht auf Selbst- 
bestimmung haben wie alle anderen Völker auch." 

Sie hat weiter erklärt: 

„Das Recht auf Selbstbestimmung, wie es in der 
Charta der Vereinten Nationen niedergelegt ist, 
gilt auch für das deutsche Volk. Dieses Recht und 
dieser Wille, es zu behaupten, können kein Ver- 
handlungsgegenstand sein." 

Demgemäß hat der Bundeskanzler in dem Bericht 
zur Lage der Nation am 14. Januar 1970 für die Poli- 
tik der Bundesregierung vier unverzichtbare Orien- 
tierungspunkte genannt. Erster dieser Orientierungs- 
punkte ist das Recht auf Selbstbestimmung. 

Die Bundesregierung hat ferner in ihrer Erklärung 
vom 18. September 1970 festgestellt, daß der deutsch- 
sowjetische Vertrag das „nationale Ziel der deut- 
schen Einheit durch Selbstbestimmung" nicht be- 
einträchtigt. 

Bei den Verhandlungen mit der Sowjetunion zielte 
die deutsche Verhandlungsführung von Anfang an 
darauf ab, das Selbstbestimmungsrecht entsprechend 
seiner Bedeutung im Vertrag zu verankern. Dies ist 
in der Präambel geschehen. Die Ziele und Grund- 
sätze der Vereinten Nationen, auf die der zweite 
Absatz der Präambel Bezug nimmt, schließen das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker ein. Darüber 
hinaus hat die Bundesregierung ihren Standpunkt 
zur Frage der deutschen Einheit zum Ausdruck ge- 
bracht: 

— Im Brief zur deutschen Einheit: Die Bundesregie- 
rung stellt hier fest, daß der Vertrag nicht im 
Widerspruch zu dem politischen Ziel der Bundes- 
republik Deutschland steht, auf einen Zustand 
des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das 
deutsche Volk seine Einheit wiedererlangt. 

— Durch die Bezugnahme auf den deutsch-sowjeti- 
schen Notenwechsel vom 13. September 1955 in 
der Präambel des Vertrages. 

— Durch den Hinweis auf die fortdauernde Gültig- 
keit früher abgeschlossener Verträge und Ver- 
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einbarungen gemäß Artikel 4 , der sich insbeson- 
dere auch auf den von uns mit den drei Ver- 
bündeten geschlossenen Deutschland-Vertrag und 
den deutsch-sowjetischen Notenwechsel vom 
13. September 1955 bezieht. 

— Durch die Bezugnahme im Grenzartikel (Artikel 3 
des Moskauer Vertrags) auf das Prinzip des Ge- 
waltverzichts. In den Moskauer Verhandlungen 
bestand Einigkeit, daß der Vertrag einer einver- 
nehmlichen Aufhebung oder Änderung von Gren- 
zen nicht im Wege steht. 

— Durch die Erklärung des Bundesaußenministers 
über die Fortgeltung der Rechte und Verantwort- 
lichkeiten der Vier Mächte in bezug auf Deutsch- 
land als Ganzes und Berlin. 

Bei den Verhandlungen mit Polen legte die Bundes- 
regierung ebenfalls Wert darauf, daß unsere recht- 
lichen Positionen im Hinblick auf die Deutschland- 
frage voll gewahrt bleiben. In Artikel IV des Ver- 
trages und im Notenwechsel zwischen der Bundes- 
regierung und den Regierungen der drei westlichen 
Alliierten ist klargestellt, daß die Rechte der Vier 
Mächte und unsere mit den Regierungen der Drei 
Westmächte geschlossenen Verträge von dem neuen 
Vertrag unberührt fortbestehen. 


Frage 7 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
kung der Deutschland- und Ostpolitik auf die 
Position der Bundesrepublik in ihrem Streben 
nach Frieden und Sicherheit, westlicher Inte- 
gration und Ausgleich mit Osteuropa und auf 
ihr Verhältnis zur DDR? 


Antwort 

Die Bundesregierung erblickt in ihrer Deutschland- 
und Ostpolitik ihren Beitrag zu einer gemeinsamen 
europäischen „Friedenspolitik". Friedenspolitik hat 
in der Vergangenheit zu einem Ausgleich mit und 
in Westeuropa geführt. Sie hat bewirkt, daß in die- 
sem Teil Europas gefährliche Konflikte oder gar 
Kriege undenkbar geworden sind. 

Auch Ostpolitik kann nur Friedenspolitik sein. Als 
solche ist sie von dieser Bundesregierung und von 
den früheren Bundesregierungen konzipiert wor- 
den. Wir sind mit unseren Verbündeten einig, daß 
wir uns auf der Grundlage einer solchen Politik mit 
den Staaten des östlichen Teils unseres Kontinents 
verständigen können, sofern diese dazu bereit sind. 
Staaten mit verschiedenen gesellschaftlichen Syste- 
men können Zusammenleben, wenn der Wille zum 
Frieden vorhanden ist. Dies gilt auch für die beiden 
Teile Deutschlands. 

Wir bedauern, daß die Auswirkungen dieser Politik 
bisher im Verhältnis zur DDR am wenigsten zu spü- 
ren sind. Wir hoffen jedoch, daß sich die Anzeichen 
für eine Bereitschaft der DDR mehren, nunmehr auch 
ihrerseits der eigenen Konzeption die Nachkriegs- 
realitäten zugrunde zu legen. 


Man sollte in Ostberlin nicht übersehen, daß das 
Verhältnis beider Staaten in Deutschland zueinan- 
der nicht allein die Deutschen und ihre Interessen 
berührt. Die befriedigende Gestaltung dieses Ver- 
hältnisses ist — - ebenso wie die Regelung des Ber- 
lin-Problems — für die Entspannung im gesamten 
Europa entscheidend und kommt somit allen Euro- 
päern zugute. 

Hinsichtlich einer Regelung des Verhältnisses zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten und einer be- 
friedigenden Regelung in und um Berlin wird im 
übrigen auf den Bericht zur Lage der Nation 1971 
verwiesen. 

Die Auswirkungen der Deutschland- und Ostpolitik 
der Bundesregierung auf die Sicherheit und auf die 
Position der Bundesrepublik Deutschland in Europa 
und in der Atlantischen Allianz sind in den Antwor- 
ten auf die Fragen 2, 3 und 5 dargestellt. 


Frage 8 

In welchem Umfang hat die Ostpolitik der Bun- 
desregierung den Weg zur Lösung humanitärer 
Probleme — vor allem im Hinblick auf die 
Familienzusammenführung — frei gemacht? 


Antwort 

Das langfristig gesetzte Ziel unserer Politik gegen- 
über den osteuropäischen Nachbarstaaten ist die 
Normalisierung der gegenseitigen und vor allem 
aucü der menschlichen Beziehungen. Dieses Ziel be- 
stimmt ganz besonders die mit dem deutsch-polni- 
schen Vertrag eingeleitete Entwicklung. Im Rahmen 
dieser Zielsetzung, über die volles Einvernehmen 
mit der polnischen Regierung besteht, sind in den 
deutsch-polnischen Gesprächen und Verhandlungen 
im Interesse einer Pflege menschlicher Beziehungen 
die humanitären Probleme eingehend erörtert wor- 
den, die heute noch ungelöst sind und eine Normali- 
sierung der Beziehungen behindern. 

Die polnische Regierung hat in den Verhandlungen 
Verständnis für die Bedeutung gezeigt, die wir der 
Lösung dieser menschlichen Probleme beimessen. 

— Sie hat eine beschleunigte Abwicklung der noch 
offenen Umsiedlungswünsche in Aussicht ge- 
stellt. Dabei soll die Möglichkeit zur Umsied- 
lung nicht auf Fälle der Familienzusammenfüh- 
rung beschränkt bleiben. 

— Darüber hinaus soll diese Möglichkeit Personen 
deutscher Volkszugehörigkeit auch dann einge- 
räumt werden, wenn sie keine Verwandten im 
Bundesgebiet haben. Eine entsprechend erwei- 
terte Zusammenarbeit der Rotkreuzgesellschaften 
beider Länder wurde eingeleitet. 

— Die polnische Regierung hat ferner eine Erleich- 
terung von Verwandtenbesuchen nach Inkraft- 
treten des Vertrages in Aussicht gestellt. 

Grundsätzlich können im deutsch-polnischen Ver- 
hältnis alle humanitären und sonstigen Fragen er- 
örtert werden, die sich bei einer Normalisierung 
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der Beziehungen stellen. Dies ist ein entscheidender 
Fortschritt gegenüber dem bisherigen Zustand. 

Die Bundesregierung hat auch im Laufe der deutsch- 
sowjetischen Gespräche den Komplex der Rückfüh- 
rung und Familienzusammenführung erörtert. Die 
rechtliche Grundlage bildet — neben den inter- 
nationalen Rotkreuzvereinbarungen über die Fami- 
lienzusammenführung, denen auch das Sowjetische 
Rote Kreuz beigetreten ist — weiterhin die beider- 
seitige Repatriierungserklärung vom 8. April 1958. 
Es besteht Einverständnis darüber, daß die beider- 
seitigen Rotkreuzgesellschaften in Übereinstimmung 
mit ihren Regierungen über Schritte und Wege be- 
raten, um Verbesserungen in diesem wichtigen Be- 
reich und eine schnellere Abwicklung von Repatri- 
ierungsfällen zu verwirklichen. 


Frage 9 

Wie hat die Bundesregierung bei Abschluß der 
Verträge mit der Sowjetunion und Polen sicher- 
gestellt, daß die Rechte und Verpflichtungen 
der Alliierten in bezug auf Berlin und Deutsch- 
land als Ganzes unangetastet bleiben? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist rechtlich nicht in der Lage, 
durch Verträge die Rechte der Alliierten anzutasten. 
Darüber hinaus hat sie in den Verträgen mit der 
Sowjetunion und der Volksrepublik Polen für die 
Aufnahme eines Artikels gesorgt, der klarstellt, daß 
diese Verträge die von den Parteien bereits ge- 
schlossenen zweiseitigen oder mehrseitigen inter- 
nationalen Vereinbarungen nicht berühren. In den 
Verhandlungen mit beiden Partnern hat die Bun- 
desregierung darauf hingewiesen, daß sie sich damit 
insbesondere auf den Vertrag über die Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Drei Mächten (Deutschland-Vertrag) vom 26. Mai 
1952 / 23. Oktober 1954 bezieht. 

In Moskau hat der Bundesminister des Auswärtigen 
in Zusammenhang mit den Verhandlungen den 


I Standpunkt der Bundesregierung hinsichtlich der 
Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte 
in bezug auf Deutschland als Ganzes und Berlin dar- 
gelegt. Eine friedensvertragliche Regelung steht 
noch aus. Der beabsichtigte Vertrag kann die Rechte 
und Verantwortlichkeiten Frankreichs, Großbritan- 
' niens, der UdSSR und der USA daher nicht berühren. 

I Der sowjetische Außenminister hat ausdrücklich be- 
I stätigt, daß die Frage der Vier-Mächte-Rechte von 
dem Vertrag nicht berührt wird. — Die Bundes- 
regierung hat darüber mit den Drei Westmächten 
einen Notenwechsel geführt, der veröffentlicht wor- 
den ist. 

^ Auch in den Verhandlungen mit der Volksrepublik 
Polen hat die Bundesrepublik klargestellt, daß der 
I Vertrag die Rechte und Verantwortlichkeiten der 
I Vier Mächte, wie sie in den bekannten Verträgen 
und Vereinbarungen ihren Niederschlag gefunden 
haben, nicht berührt und nicht berühren kann. Auch 
darüber hat die Bundesregierung mit den Drei 
Mächten Noten ausgetauscht. 

In beiden Fällen haben die Westmächte in ihren 
Antwortnoten erklärt, daß auch nach ihrer Auffas- 
sung die Rechte und Pflichten der Vier Mächte in 
bezug auf Deutschland als Ganzes und Berlin durch 
die Verträge der Bundesrepublik Deutschland mit 
der UdSSR bzw. mit der Volksrepublik Polen nicht 
berührt werden können. — 

Schließlich hat die Bundesregierung auch für . die 
vertragliche Regelung mit der DDR festgestellt, daß 
die jeweiligen Verpflichtungen gegenüber den vier 
Mächten, die auf den besonderen Rechten und Ver- 
einbarungen dieser Mächte über Berlin und Deutsch- 
land als Ganzes beruhen, unberührt bleiben 
(Punkt 1 1 der Kasseler Grundsätze und Vertrags- 
elemente). 

Die Vier-Mächte-Verantwortlichkeit ist eine Ga- 
rantie für den Frieden in Europa. Sie bezieht sich 
u. a. auf Deutschland als Ganzes. Sie stützt damit 
unsere Hoffnung auf eine schließliche Regelung der 
schwerwiegenden Probleme in der Mitte Europas, 
die vor der Geschichte bestehen kann. 
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